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Seit Kriegsende 1945 ist in der Bundesrepublik Deutschland eine Meinungs- 
lenkung dabei, die Geschichte in einer Weise umzufälschen, daß die Schuld 
an der Entwicklung der deutsch-polnischen Spannungen allein Deutschland 
zufällt. In der Praxis geschieht dies so, daß man für Deutschland günstige 
und entlastende und für Polen ungünstige und belastende Tatsachen ver- 
schweigt. Ein Höchstmaß an Schuld bedeutet auch ein Höchstmaß an Ver- 
antwortlichkeit und damit auch an Sühneleistung, und praktisch läuft die 
Manipulierung der Geschichte darauf hinaus, im deutschen Volke, vor allem 
in der Jugend, ein tiefes Schuldgefühl zu erzeugen, um die Anerkennung 
der Oder-Neiße-Grenze als die allein angemessene Sühne erscheinen zu 
lassen. 


Zu den geschichtlichen Ereignissen, an Hand deren man beweisen will, 
in welcher tiefen geschichtlichen Schuld Deutschland doch gegenüber Polen 
sei, gehören die polnischen Teilungen von 1772 bis 1795, während man über 
die wichtigsten, die von 1807 und 1815, schweigt. Die folgenden Ausfüh- 
rungen sollen, ohne das verfügbare Material auch nur im entferntesten 
ausschöpfen zu können, aufzeigen, daß jene Teilungen eine zwangsläufige 
Folge der inneren, sich über mehr als zwei Jahrhunderte hinziehenden Auf- 
lösung des polnischen Staates waren, aus der wiederum sich die zunehmen- 
den Einmischungen auswärtiger Mächte ergaben, bei denen Preußen keines- 
wegs die Hauptrolle spielte. 


Der süddeutsche Historiker Häusser schreibt in seiner „Deutschen Ge- 
schichte“ zu diesem Thema: „Lange bevor die ... Politik der Nachbarn dort 
gewaltsam in die Dinge eingriff, war das endliche Los dieser zerrütteten 
Staatsverbindung mit Sicherheit vorauszusehen: erlag sie nicht einem ge- 
waltsamen Stoße von außen, so mußte sie an dem Prozesse innerer Zerset- 
zung zugrundegehen, den der Mangel aller gesunden gesellschaftlichen Bil- 
dung und jeder staatlichen Organisation langsam, aber sicher vorbereitete. 
Ein Volk von Sklaven, tumultuarisch geleitet von einer leichtfertigen und 
abenteuernden Aristokratie, in welcher sich die Untugenden der Barbarei 
mit Lastern der Zivilisation verschmolzen, ... das alles unter einer soge- 
nannten republikanischen Verfassung, welche die Anarchie der Einzelwill- 
kür — das parlamentarische Veto jedes der hunderttausend Edelleute — 
und die Gedanken- und Gesetzesverwirrung auf den Thron erhob; wer wollte 
von diesem unheilbaren Wuste eine gedeihliche Entwicklung erwarten?” 
(1. 138.) 


Die Anfänge der Entwicklung zur polnischen Anarchie 


Die innere Auflösung des polnischen Staates geht in ihren Ursprüngen bis 
in das 14. Jahrhundert zurück. Schon damals begann in Polen eine Verfas- 
sungsentwicklung, die sich bei der geographischen Lage des Staates mehr 
und mehr als verhängnisvoll erweisen mußte: Die Entwicklung der Form 
einer Demokratie, die allmählich zur Anarchie entartete, der innere Wider- 
spruch zwischen dem Bestreben des Adels, die Ohnmacht der Zentralgewalt 
und seine ausschließliche Machtvollkommenheit zum alleinigen Verfas- 
sungsrechte auszubilden, und der Notwendigkeit des dauernd mit seinem 
östlichen Nachbarn in Kriege verwickelten Staates, die Handlungsfähigkeit 
der Staatsgewalt erst in den Zeiten der polnischen Expansion und dann 
zum Zweck der Erhaltung des Reichsbestandes zu sichern. Im Jahre 1355 er- 
rang der Adel vom König das Recht, keine Steuern zu zahlen, keine Liefe- 
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rungen zu leisten und außerhalb des Reiches keinen utientgeltlichen Kriegs- 
dienst zu verrichten. Auch der Klerus besaß Steuerfreiheit. 1430 ließ sich 
der Adel das ausschließliche Recht auf alle geistlichen und weltlichen Wür- 
den und Ämter urkundlich zusprechen. Das Privileg von Mielnik vom 25. 10. 
1501 machte den König zum bloßen Präsidenten und ausführenden Organ 
des Senats und gestand diesem das Recht der Gehorsamsverweigerung zu. 
Der Reichstag zwang 1505 den König Alexander, das Statut „Nihil novi“ 
anzunehmen, welches dem Sejm ein unbedingtes Veto gegen jede Neue- 
rung verlieh. Neue Gesetze konnten nur durch einen Beschluß des Sejms 
wirksam werden. Die Regierung lag in den Händen des Senats, der aus 
den höchsten Kronbeamten, den Bischöfen, Wojewoden und Kastellanen 
bestand. Betrachten die Polen auch die Zeit der Jagellonen (1386—1572) mit 
Rücksicht auf ihren Waffenruhm als die Blütezeit ihres Reiches, so wurden 
doch damals die Grundlagen für den Verfall der Reichsgewalt und des 
Reiches gelegt. 


In dem Interregnum, das dem Aussterben der Jagellonen folgte, erging 
eine Verfassungsreform, die Polen aus einer beschränkten Monarchie in 
eine Republik verwandelte. Der König hatte alle zwei Jahre den Sejm 
zusammenzurufen. In der Zwischenzeit wurde er von einer Gruppe von 
Senatoren beraten. Im Falle einer Zuwiderhandlung des Königs gegen diese 
Artikel war die Nation automatisch von ihrer Bindung an den König frei. 
Die „Articuli Henriciani”, die allgemein für alle Wahlen galten, legten fer- 
ner u.a. fest: Garantie der freien Königswahl; Einberufung des allgemeinen 
Aufgebots nur mit Zustimmung des Reichstags; Eheschließung nur mit Wis- 
sen und Zustimmung des Reichstags; kein Gebrauch eines eigenen könig- 
lichen Siegels, sondern nur der von den Kanzlern verwalteten Staatssiegel; 
schließlich das im Hinblick auf die französische Bartholomäusnacht vom 
23./24. 8. 1572 verlangte königliche Versprechen, den religiösen Frieden zu 
wahren. Daneben hatte der König noch gewisse persönliche Verpflichtun- 
gen (pacta conventa) zu übernehmen, wie z.B. der Thronbewerber Heinrich 
von Valois, der 23jährige Bruder des französischen Königs, den Flottenbau 
auf eigene Kosten und die Ehe mit Anna, der fast 50jährigen Schwester des 
letzten Jagellonen Sigismund August. Es kann daher nicht verwundern, daß 
Heinrich, als sein Bruder Karl IX. am 30. Mai 1574 plötzlich starb, am 18. Juni 
gegen Mitternacht buchstäblich aus Polen floh, um als Heinrich III. die 
französische Krone zu übernehmen. 


In dem neuen Interregnum rief der zur habsburgischen Partei gehörende 
Erzbischof Uchanski Kaiser Maximilian If. zum König aus, dem jedoch drei 
Tage später die Schlachta, der polnische Adel, Prinzessin Anna entgegen- 
stellte und zu ihrem Gatten und künftigen König Stephan Bathory von 
Siebenbürgen wählte, der als Gegner des Kaisers von der Türkei unterstützt 
wurde. Nach seinem unerwarteten Tode Ende 1586 kam es wieder zur Dop- 
pelwahl des vom Kanzler vorgeschlagenen Sigismund Wasa von Schweden 
und des von der Partei der Zborowskis, einer einflußreichen Magnaten- 
familie, geförderten Erzherzogs Maximilian, Bruder Kaiser Rudolfs, die in 
bürgerkriegsähnlicher Stimmung zu Gunsten Sigismunds III. (1587—1632) 
entschieden wurde. 


Mit Stephan Bathory trat ein Faktor innen- und außenpolitisch erneut in 
den Vordergrund, der in Polen allmählich eine überragende Bedeutung er- 
langen sollte: die römisch-katholische Kirche, die die anderen Bekenntnisse 
mit Hilfe der Jesuiten in den Hintergrund drängte. Sigismund III. war ein 
entschiedener Gegner des Protestantismus, und seine geistlichen Berater, 
vor allem der Hoiprediger Peter Skarga, traten für eine Stärkung der könig- 
lichen Gewalt und die Unterdrückung der Protestanten ein, und auch an- 
dere in der Person des Königs liegende Faktoren führten 1606 zum Auf- 


3 











ruhr des Zebrydowski (des polnischen Großkronmarschalls und Oppositions- 
führers), dessen Scheitern zwar den Protestantismus für immer zur Bedeu- 
tungslosigkeit verurteilte, der aber zu einer verstärkten Anerkennung 
der Lehre vom Recht der Untertanen führte, den König abzusetzen, womit 
jede Reform des parlamentarischen Systems blockiert wurde. Der Aufruhr 
wurde nun zu einem normalen Mittel der Innenpolitik in einer Zeit, in 
der aus außenpolitischen Gründen eine starke Zentralgewalt notwendiger 
denn je war. War Polen bisher ein Hort der Toleranz, so trat nunmehr der 
Geist des Religionsfanatismus in das Land und trug innenpolitisch zur 
Schwächung der Staatsgewalt und außenpolitisch zur Opposition der nicht- 
römischkatholischen Anliegerstaaten bei. 


Das „liberum veto“ und die Auflösung der polnischen Staatsgewalt 


Der tolerante Wladyslaw IV. (1632—1648) bemühte sich, für die von ihm ge- 
planten Verfassungsreformen Verständnis beim Volk zu finden, doch inter- 
nationale Schwierigkeiten, vor allem die dauernden Kriege des jetzt im 
Gegenangriff befindlichen Rußland, schwächten mehr und mehr seine Stel- 
lung. Unter seinem Nachfolger Johann Kasimir (1648—1668) wurde die 
Schwächung des polnischen Staates innenpolitisch besiegelt durch die Ein- 
führung des „Liberum veto”, das die Schlachta zum Bestandteil der polni- 
schen Verfassung machte, Es bedeutete, daß jeder Beschluß im Sejm ein- 
stimmig gefaßt werden mußte. Ein einziger Abgeordneter konnte einen Be- 
schluß verhindern, indem er „Nie pozwalam” (ich mißbillige) rief. Ein 
Abgeordneter konnte mit seinem Veto den Sejm auflösen. Das erste Mal 
wurde es 1652 angewandt und wurde für die Magnaten und ausländischen 
Gesandten das wichtigste Werkzeug, Parlamentssitzungen aufzulösen, in- 
dem man Abgeordnete bestach, das Veto auszuüben. Es kam jetzt die Zeit, 
in der ein einziger Landbote die Versammlung sprengen konnte und all 
ihre Beschlüsse, selbst einstimmig gefaßte, ungültig machte; da unter dem 
Namen „Konföderation” das Faustrecht der Verschwörung und des Bürger- 
kriegs legitim wurde und die Herbeirufung fremder Mächte, d.h. der Lan- 
desverrat, für jede Minderheit zur Waffe berechtigter Notwehr wurde. 


Hier scheint es notwendig, zum Begriff der „Schlachta”, des Souveräns der 
polnischen Adelsrepublik, kurz Stellung zu nehmen. Er umfaßte den gesam- 
ten Adel, der nach außen streng abgeschlossen, in sich aber nach Besitz, 
Bildung und Rang im öffentlichen Leben vielfach abgestuft war und schrei- 
ende Ungerechtigkeiten aufwies. Eine polnische Flugschrift von 1775 teilte 
sie in 3 Klassen ein, deren oberste, die Magnaten, die „Pane" (Herren), 
mit einem halben Dutzend unermeßlich reicher Familien die 7 Kronämter 
besetzte, und zwar lebenslänglich, unabsetzbar, ebenso wie die Wojewoden 
der 34 Provinzen, die Kastellane der Städte und Schlösser und die Sta- 
rosten der Krongüter. Die zur mittleren Schlachta zählenden 20—30 000 
Leute sind, wie es in der Flugschrift heißt, „alle ziemlich wohlhabend, ... 
unterschreiben auf den Landtagen und bedrücken die Bauern. Die kleine 
Schlachta, deren es gewiß 1300 000 gibt, eine Masse ohne Vermögen und 
ohne Bildung, ... glaubt an das liberum veto, die goldene Freiheit und die 
adeligen Rechte.” Diese niedere Schlachta stellte die freiwilligen Heloten 
der 40—50 reichsten Panfamilien, die das Land regierten. Für sie bedeutete 
das uralte Faust- und Fehderecht Leben, Freiheit und Vaterland, während 
die Bauern polnischer, litauischer und russischer Abstammung, auf fünf 
Sechstel des polnischen Volkes geschätzt, in unbeschreiblichem Elend und 
hoffnungsloser Sklaverei dahinvegetierten. So konnte damals ein patrioti- 
scher Pole zu den Magnaten von der niederen Schlachta sagen: „... Diese 
Edelleute haben kein Vaterland, rächen sich aber an den Bauern für die 
Wäürdelosigkeit, mit der sie euch zu Füßen fallen ...“ Und von der mittle- 
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ren Schlachta: „... Sie kann einen Staat nicht lieben, in dem sie Despoten, 
Anarchie und Unglück sieht”. Schon Stephan Bathory, der von der Ostsee 
bis zum Schwarzen Meer gebot, hatte gesagt: „Polen, ihr verdankt eure 
Erhaltung nicht den Gesetzen — ihr kennt sie nicht; nicht der Regierung — 
ihr achtet sie nicht; ihr verdankt sie einzig und allein dem Zufall.“ Peter 
Skarga hatte dem Reichstag zugerufen: „Wahrlich, ich sage euch, in diesem 
Königreich ist alle Zucht dahin! Und doch darf kein staatlich Regiment sich 
ihrer begeben! Wie wenn vom Faß die Bänder springen, also fällt auch 
hier alles auseinander”, und König Kasimir, der letzte polnische Woasa, 
warnte den Reichstag vergebens, daß, wenn das Recht der freien Königs- 
wahl nicht aufgehoben würde, die Republik ihren Nachbarn zur Beute fallen 
würde, und klagte 1668 auf einem stürmischen Reichstag die Magnaten der 
Zerstörung des Reiches an, wobei er die Worte Peter Skargas wiederholte 
und prophezeite: „O daß ich als ein falscher Prophet befunden würde, aber 
ich fürchte, uns steht eine Teilung bevor ...“. So konnte der französische 
Sekretär der Königin Marie-Louise, Pierre de Noyers, über die Zeit von 
1655—1659 schreiben: „Wie der König, lebt auc sein Volk lieber den leicht- 
sinnigen Zerstreuungen als den ernsten Geschäften. Bestechlichkeit ist ein 
allgemein verbreitetes Übel. Die einen sind von Frankreich gewonnen, um 
die künftige Königswahl auf einen französischen Prinzen zu lenken, andere 
intrigieren zu Gunsten Österreichs. Sogar der Zar und der Fürst von Sie- 
benbürgen machen sich Hoffnung auf die polnische Krone.” Kasimir legte, 
enttäuscht von den Mißerfolgen und Widerständen, 1668 die Krone nieder 
und starb bald im Exil in Frankreich. 


Bei der neuen Königswahl 1669 wurde gegen die Kandidaten der Bourbonen 
und Habsburger einmütig der junge polnische Magnat Michael Wisniowiecki 
(1669— 74) gewählt. Er wurde ein Werkzeug in den Händen der Habsburger, 
so daß die französische Partei sich um Jan Sobieski scharte, einen Heer- 
führer von zunehmendem Ruf, der auch nach König Michaels frühem Tode 
gegen einen österreichischen und französischen Kandidaten (Prinz Karl von 
Lothringen und Prinz Conde) auf den Thron gehoben wurde (1674—94). 
Adelscliguen der österreichischen und französischen Partei widersetzten 
sich der Wiederherstellung der erblichen Monarchie, und es gelang ihm 
nicht, seinem Sohn Jakob auf dem Umweg über ein Fürstentum zur Nach- 
folge zu verhelfen, der sich durch die Ehe mit Hedwig, der Schwester von 
Kaiser Leopold, sogar mit dem Kaiserhaus verschwägerte. 


Begründung der russischen Vorherrschaft in Polen 


Um die Nachfolge bewarben sich nicht weniger als 18 Kandidaten, darunter 
vier deutsche Reichsfürsten, wobei Jakob Sobieski von vornherein nur ge- 
ringe Aussichten hatte. Ende Juni 1697 kam es wie 1575 und 1587 wieder 
zu einer Doppelkandidatur: des französischen Kandidaten Prinz Franz Lud- 
wig Conti und des habsburgischen Kandidaten Kurfürst Friedrich August 
von Sachsen, der wenige Wochen vor der Wahl insgeheim zum Katholizis- 
mus übergetreten war. Friedrich August, als König August II. (1697—1833), 
siegte, weil er (so die Encyclopaedia Britannica) „als letzter erschien, mit 
frischen Geldmitteln, während die Agenten seiner Rivalen ihre Bestechungs- 
gelder bereits ausgegeben hatten“. Die Niederlage Franz Ludwigs war 
teilweise auch eine Folge des zunehmenden russischen Einflusses, der seit 
der Thronbesteigung Peters des Großen ein ständiger Faktor der polnischen 
Innenpolitik wurde. Daß der König von Schweden Livland zurückgewinnen 
wollte, stürzte ihn in den Nordischen Krieg (1700—1721), der Polen zum 
Kriegsschauplatz machte und ihn zeitweilig den Thron kostete. Denn der 
schwedische König Karl XII. ließ den aus großpolnischem Magnatenge- 
schlecht mit dem Sitz in Lissa stammenden Stanislaw Leszczynski zum Ge- 
genkönig wählen, nachdem die von Karl gestützten polnischen Konfödera- 
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tionen 1704 in einer Generalkonföderation zu Warschau das Interregnum 
ausgerufen hatten. Schon die Niederlage bei Kliszow, nordöstlich Krakau, 
im Juli 1702 hatte gezeigt, wie wenig auch Augusts Herrschaft in Polen 
verankert war, da die polnischen Krontruppen nach der ersten Schlachtphase 
flohen und die Sachsen im Kampf alleinließen. Nach dem Bündnis zwischen 
August und Peter von Rußland im August 1704 zogen Schweden, Sachsen und 
Russen durch das Land und lebten darin, als ob es keine eigene Existenz 
hatte. Das damals zu Polen gehörende Litauen schloß ein eigenes Bündnis 
mit Rußland und zeigte Separationsbestrebungen. Der Sejm war der demü- 
tige Diener des jeweiligen Eroberers, und die führenden Magnaten schlu- 
gen sich auf die Seite, die ihnen jeweils den größten Vorteil versprach. 
Sogar August selbst war geneigt, für die Erweiterung seiner Machtfülle 
die Anliegerstaaten mit Gebietsabtretungen zufriedenzustellen, und er bot 
z.B. König Friedrich Wilhelm I. von Preußen Kurland, Westpreußen und 
sogar Teile von Großpolen an für den Fall, daß ihm freie Verfügung über 
den Rest seines Landes gelassen würde. Friedrich Wilhelm lehnte aber 
aus Furcht vor Rußland ab, worauf August anregte, daß „die vier Adler“ 
(Österreich, Rußland, Preußen und Polen) das polnische Reich unter sich 
teilen sollten, doch beendete der Tod seine Pläne. 


Mit der entscheidenden Niederlage Karls XII. bei Poltawa (9. Juli 1709) 
verlor König Stanislaw zwar seinen Rückhalt in Polen. Doch war die Stel- 
lung Augusts des Starken nur wenig besser, weil nach der massiven Unter- 
stützung durch die Russen diese nun als seine Beschützer und als die eigent- 
lichen Herren überall im Land standen, und in Livland trat an Stelle der 
schwedischen Herrschaft die russische. Die Anhänger Leszczynskis bemühten 
sich jetzt um die Hilfe der Türkei, die als die Hüterin der polnischen Freiheit 
und Unabhängigkeit auftrat. Der russisch-türkische Friede am Prut (23. 7. 
1711) legte die russische Nichteinmischung in polnische Angelegenheiten fest, 
und der Friede von Adrianopel (3. 7. 1713) verpflichtete den Zaren, seine 
Truppen aus Polen abzuziehen, doch gab ihm die Auslegung weiterer Be- 
stimmungen die Möglichkeit, seine Soldaten im Land zu belassen. Die mit der 
dauernden Anwesenheit sächsischer und russischer Truppen verbundenen 
hohen Kontributionen sogen das Land aus, und die innenpolitische Zerris- 
senheit zeigt einen allgemeinen Niedergang ohne jeden Lichtblick. Die Ab- 
neigung gegen die sächsischen Truppen und die absolutistischen Tendenzen 
des Königs führten im November 1715 zur Konföderation von Tarnogrod. 
Da keine der beiden Seiten sich militärisch durchsetzen konnte, rief man die 
Vermittlung des Zaren an, und sein Gesandter Fürst Dolgorukij, gestützt 
durch eine in Wolhynien (damals Polen) stehende russische Armee, brachte 
das Pazifikationstraktat vom 3. 11. 1716 zustande, das der Sejm am 1. 2. 
1717 ohne Debatte annahm und das die polnische „goldene Freiheit” er- 
neut garantierte, den russischen Vermittler aber zum Hauptgewinner machte. 
Er legte praktisch die russische Vorherrschaft in Polen fest, wogegen die 
sächsischen Truppen das Land bis auf eine kleine Garde verlassen mußten 
und die polnische Höchststärke auf 18000 in der „Krone", 6000 in Litauen 
beschränkt wurde. Der Oberbefehl sollte nicht dem König, sondern dem 
Krongroßhetman zustehen und dieser lediglich dem Sejm, d.h. tatsächlich 
dem Zaren, verantwortlich sein. Augusts Versuch, durch die Ehe seines 
Sohnes, des späteren Thronfolgers August III., mit der Tochter Kaiser Jo- 
sephs I. Maria Josefa und ein Bündnis mit Ostereich das zaristische Über- 
gewicht auszugleichen, scheiterte daran, daß der Sejm, der das Bündnis 
ratifizieren sollte, zweimal „zerrissen“, d.h. durch das liberum veto ge- 
sprengt wurde. 1720 wurde das russische Recht auf Einmarsch und Truppen- 
stationierung in Polen präzisiert und für den Fali festgelegt, daß ein an- 
derer Staat die freie Königswahl gefährdete, wobei großzügiger Auslegung 
freier Raum gelassen war. 
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Im Pazifikationstraktat war den Katholiken auch das Zugeständnis gemadt 
worden, daß alle nach 1632 erbauten protestantischen Kirchen zerstört wer- 
den sollten, und zum Verständnis der weiteren Entwicklung ist nun näher auf 
die polnische Koniessionspolitik einzugehen, da sie seit dieser Zeit innen- 
und außenpolitisch einen festen Bestandteil der polnischen Politik bildete 
und das Verhältnis zu den polnischen Nachbarstaaten wesentlich mitbe- 
stimmte. Unter König Sigismund August (gest. 1572) hatte sich schon mehr 
als die Hälfte des polnischen Adels nicht mehr zum katholischen Glauben 
bekannt. Der Adel hob 1562 die Inquisition auf, nannte sich amtlich „dissi- 
dentes de religione" und legte fest, daß jeder König gleiches bürgerliches 
Recht für Katholiken und Dissidenten anzuerkennen habe. Doch schon unter 
Stephan Batori begann ein Umschwung, als ein päpstlicher Nuntius die Ein- 
richtung dreier Jesuitenkollegien erreichte und dieser Orden unter dem Adel 
und der Jugend eine umfassende Propaganda entfaltete. Unter Sigismund III, 
der seine Thronbesteigung der Partei des katholischen Kanzlers und Groß- 
hetmans Jan Zamoyski verdankte, wurde die Gegenreformation in Gang 
gesetzt, die einmal katholisch gewesenen Kirchen wurden den Katholiken 
zurückgegeben und die Dissidenten aller geistlichen und weltlichen Ämter 
beraubt und einem System des Druckes und der Verfolgung ausgesetzt, 
das schließlich zu ihrer völligen Entrechtung führte. 1719 wurden sie aus 
dem Sejm verwiesen, und 1724 ereignete sich das „Thorner Blutbad“, das 
an den nichtkatholischen Fürstenhöfen größte Entrüstung hervorrief und 
in der aufgeklärten publizistischen Auseinandersetzung Polen als den Hort 
von Anarchie und finsterem Fanatismus erscheinen ließ: die Hinrichtung 
des 1. Bürgermeisters Rösner und neun anderer Bürger der überwiegend 
protestantischen Stadt Thorn, nachdem eine von den Jesuiten gereizte Volks- 
menge eine Prozession gestört und ihr Kolleg geplündert hatte. Unter 
diesem Eindruck verpflichteten sich im preußisch-russischen Allianzvertrag 
vom 30. 9. 1730 beide Staaten, ihre Glaubensgenossen in Polen zu schützen, 
was später von praktischer Bedeutung wurde. Ungeachtet dessen wurden 
1733 den Nichtkatholiken fast alle bürgerlichen Rechte genommen. 


Als August II. am 1. 2. 1733 starb, einigten sich die beiden polnischen Ma- 
gnatenparteien, die Czartoryskis und die Potockis, auf Stanislaw Leszcezynski, 
der als Schwiegervater Ludwigs XV. von Frankreich mit französischer 
Hilfe rechnen konnte. Dagegen hatten Osterreich und Rußland 1732 verein- 
bart, die Wahl eines „Piasten” nicht zu dulden, und schlugen den portugie- 
sischen Infanten Emanuel vor, und als Stanislaw am 12. 9. 1733 mit großer 
Mehrheit gewählt wurde, war schon ein russisches Heer im Anmarsch. Jetzt 
ließen Petersburg und Wien Emanuel fallen und erhoben Augusts II. Sohn 
Friedrich August zu ihrem Kandidaten, der auch am 5. Oktober von einer 
Minderheit meist litauischer Magnaten unter russischem Schutz als August III. 
(1733—1763) gewählt wurde. Der jetzt ausbrechende Polnische Erbfolgekrieg 
endete 1735 mit Stanislaws Thronverzicht und seiner 1735 im Wiener Ver- 
trag zwischen Habsburg und Bourbon festgelegten Entschädigung mit dem 
deutschen Herzogtum Lothringen, das nach seinem Tode 1766 an Frankreich 
fiel, womit eine zielbewußte französische Politik ihren Erfolg fand. 


Mit dem Regierungswechsel zeigte sich klar, daß von einer polnischen Sou- 
veränität keine Rede mehr sein konnte. Das Interesse des neuen Königs 
für Politik war gering, und politische Entscheidungen wurden von seinen 
Günstlingen und Vertrauten getroffen. Auch August III. war praktisch ein 
Statthalter Rußlands in der polnischen Adelsrepublik. Hauptsächlich russi- 
sche Bajonette hatten seine Wahl erzwungen, in Petersburg lag die Ent- 
scheidung für die russische Politik, und im Siebenjährigen Kriege war der 
neutrale Boden Polens das Standquartier der russischen Heere, deren Ge- 
nerale wie im eigenen Lande schalteten und walteten. Jeder Regierungs- 


7 





einfluß war durch die verfassungsmäßige Ohnmacht der Wahlkönige aus- 
geschaltet, und der König hatte nur ein unumschränktes Recht: das der 
Vergabe der zahlreichen Staatsämter. Die Reichstagspraxis hatte sich inzwi- 
schen so entwickelt, daß von 1652 bis 1704 von 55 Reichstagen 48, von 
1717 bis 1733 von 18 Reichstagen 11 gesprengt wurden, und unter August Ill. 
alle 13. Die polnische Freiheit bestand im wesentlichen darin, daß dem Adel 
alles, dem Könige so gut wie nichts erlaubt war, und der Schutz dieser 
Art von Freiheit war die Hauptaufgabe der Minister. In den Weisungen, 
die der französische Gesandte Paulmy 1760 erhielt, heißt es, daß es für 
die Verfassung Polens keinen andern Namen als Anarchie gibt. Die Schlacht 
bei Roßbach hatte u.a. die Folge, daß die französische Partei in Polen aus- 
geschaltet wurde. Damit wurde bis auf weiteres der Vorrang der russischen 
Politik in der polnischen Frage entschieden, die seit 1762 von Kaiserin 
Katharina II. mit Meisterschaft geleitet wurde. 


Das Erbe der Sachsenzeit waren neben der großzügigen architektonischen 
Ausgestaltung der Hauptstadt weitere Förderung der politischen Demorali- 
sierung und der Machtzunahme bei den großen Magnatenfamilien. Gleich 
nach Regierungsantritt am 17. Juli 1762 forderte Katharina August III. auf, 
seinen Sohn Karl, den er widerrechtlich zum Herzog von Kurland gemacht 
habe, zur Abdankung zu veranlassen, und 15000 einmarschierende Russen 
verliehen dem Nachdruck. Weitere 2000 Mann besetzten die Festung Grau- 
denz, und Graf Keyserling ging als Gesandter nach Warschau mit dem aus- 
drücklichen Befehl der Kaiserin, entweder ihren einstigen Geliebten Stanis- 
law Poniatowski oder den Fürsten Adam Czartoryski zum König zu machen. 
Prinz Karl und August III. entflohen, August starb am 5. Oktober 1763, 
während der Wirrwarr in Polen aufs Höchste stieg. Am 11. April 1764 
schlossen Rußland und Preußen den Vertrag von Petersburg, worin sich die 
Vertragschließenden zur Aufrechterhaltung der polnischen Verfassung und 
der Rechte der Dissidenten und zur Wahl Poniatowskis zum polnischen Kö- 
nig verpflichteten, die am 7. September 1764 unter russischem militärischem 
Druck ohne Schwierigkeiten vor sich ging. Kamen früher 60—80 000 Königs- 
wähler, so erschienen diesmal rd. 4000 Edelleute, die mit Hilfe von 3 Millio- 
nen Rubeln die Einstimmigkeit der Wahl herbeiführten. Zum dritten Mal 
stand damit an der Spitze Polens ein russischer Statthalter mit dem Namen 
„Polnischer König”. Diese russische Vorherrschaft mußte in absehbarer Zeit 
mit der Eingliederung Polens in Rußland enden, und da die Polen dies nicht 
abwenden konnten, standen die anderen Nachbarn vor der Wahl, ob sie 
die Existenz Polens gegen den östlichen Bedränger verteidigen oder ob 
sie teilnehmen sollten an einer Tat, von der sie nicht wußten, ob sie — vor 
allem auch unter Berücksichtigung der polnischen Anarchie — zu verhindern 
war: Die Teilung Polens. 


Preußen befand sich nach dem Siebenjährigen Kriege in einer schwierigen 
Lage. Seine Erschöpfung durch drei Kriege, sein Mangel an Verbündeten 
und die Spannungen mit Österreich verboten einen neuen Krieg. Die sich an- 
bahnende Einverleibung Polens durch Rußland und die sich daraus ergebende 
unmittelbare Nachbarschaft dieses mächtigen aggressiven Staates barg aber 
Gefahren für Preußen in sich, daß an die Stelle des ungefährlichen polni- 
schen Nachbarn die Wucht des russischen Expansionsdranges an die offenen 
Grenzen Preußens trat. Friedrich der Große erkannte sehr wohl die sich im 
Osten anbahnenden Gefahren, war aber außenpolitisch auf die Zusammen- 
arbeit mit Rußland angewiesen. Da er die baldige Auflösung Polens vor- 
aussah, konnte es nur seine Aufgabe sein, sie möglichst lange zu verhin- 
dern und, wenn sie unvermeidlich war, ihr eine möglichst günstige Wen- 
dung für Preußen zu geben, zumal die Staatsmänner Englands, Frankreichs 
und Österreichs der Entwicklung untätig gegenüberstanden. Bedrängt von 


8 


Katharinas ungeduldigem Ehrgeiz, isoliert durch das österreichische MißB- 
trauen und die Untätigkeit der Westmächte und in der Einsicht von der 
blinden Selbstzerstörung Polens, sah er das Verhängnis immer näher kom- 
men. Im russischen Expansionsdrang sah er eine furchtbare Gefahr für 
Europa, und seinem Bruder Heinrich, der zu einem Staatsbesuch in Peters- 
burg weilte und ihm die russischen Teilungswünsche übermittelte, schrieb 
er: „Ich würde einen unverzeihlichen politischen Fehler begehen, wenn ich 
bei der Vergrößerung einer Macht mitwirken würde, die ein furchtbarer und 
schrecklicher Nachbar für ganz Europa werden könnte”, und er sah auf die 
Dauer keine Rettung mehr, als sich mit einem Bunde der größten Staaten 
diesem gefährlichen Strome entgegenzustellen. Man wirft ihm Perfidie und 
Zweideutigkeit vor, unterläßt es aber herauszustellen, wieviel Vorsicht, 
Geschmeidigkeit und staatsmännische Voraussicht erforderlich waren, um den 
gefährlichen Verbündeten im Zaume zu halten. „Ich beschränke mich dar- 
auf”, schrieb er 1769, „die Konföderierten zu Frieden und Eintracht zu er- 
mahnen; ich wünschte, Europa bliebe im Frieden ... Es ist mir genug, 
diese Zeit der Ruhe zu benutzen, um die noch blutenden Wunden des letz- 
ten Krieges allmählich zu heilen.“ Und später: „Es scheint mir, es wäre 
meiner teuern Verbündeten [Katharina] würdiger, Europa den Frieden zu 
geben, als einen allgemeinen Brand zu entfachen.“ Aber seine Politik war 
ihm durch die äußere und innere Lage seines Landes unerbittlich vorgeschrie- 
ben, und ihm einen längeren, ungestörten Frieden zu sichern, gab es für 
Preußen nur ein Mittel: den Anschluß an diejenige Macht, mit der es die 
nächstliegenden Interessen gemein und von deren Feindschaft es am meisten 
zu fürchten hatte: Rußland. 


Der preußisch-russische Vertrag vom 11. 4. 1764 enthielt Bestimmungen zum 
Schutze der Dissidenten, die, an den Vertrag vom 30. 9. 1730 anknüpfend, 
die Gleichberechtigung der Dissidenten protestantischer und griechischer 
Religion wiederherstellen sollten, nachdem sie ihnen, wie es dort heißt, 
„nachgehends ... größesten Teils geschmälert, auch wohl gänzlich und zwar 
zur höchsten Ungebühr entzogen worden sind"; eine Gleichberechtigung, die 
schon im Frieden von Oliva 1660 England, Brandenburg und Dänemark den 
Dissidenten garantiert hatten. Als aber König Stanislaw auf seinem Krö- 
nungsreichstag im November 1764 gemäß einer Zusage, die er dem russi- 
schen und preußischen Gesandten gemacht hatte, im Sejm eine Vorlage 
einbringen ließ, die den Dissidenten die Freiheit der Religionsübung brin- 
gen sollte, wurde sie unter tumultuarischen Umständen einstimmig abgelehnt, 
und die Beschlüsse gegen die Dissidenten von 1717, 1733, 1736 wurden 
bestätigt. Gleiches geschah im Reichstag von 1766. Jetzt griff Katharina zur 
Gewalt. Ihr Gesandter Repnin bewirkte die Bildung von Konföderationen: 
die protestantische Konföderation von Thorn, die griechisch-katholische Kon- 
föderation von Sluz, und am 23. 6. 1761 die große Konföderation von Ra- 
dom, die alle politischen Gegner der Czartoryski vereinte und der auf 
Katharinas Befehl auch der König beitrat. Im Instrument von Radom mußte 
sich diese Konföderation auf eine neue polnische Verfassung verpflichten, 
die den Dissidenten die volle bürgerliche Gleichberechtigung gewährte, und 
ein außerordentlicher Reichstag sollte das Instrument zum neuen Grund- 
gesetz erklären. Als sich die Bischöfe dagegen auflehnten, wurden sie ver- 
haftet, und der Reichstag genehmigte das Werk. Am 24. 2. 1768 schlossen 
Rußland und Polen einen ewigen Vertrag, der die Toleranz verbriefte, die 
neue Verfassung unter den Schutz Rußlands stellte und somit die Kaiserin 
Katharina zur Herrin der polnischen Republik und Polen praktisch zur rus- 
sischen Provinz machte. Es war Katharinas ureigenes Werk. Der preußische 
König hätte sich mit der freien Religionsübung der Dissidenten begnügt; er 
hütete sich, eine Einverleibung Polens durch Rußland zu fördern, da er eine 
solche nicht wünschen konnte. 





Schon am 29. 2. 1768 trat jedoch die Konföderation zu Bar (Podolien) zu- 
sammen, die die russische Vorherrschaft beseitigen und die Alleinherrschaft 
der römischen Kirche wiederherstellen wollte, und erst im Frühsommer 
1772 gelang es den Russen unter Suworow, der Konföderierten Herr zu wer- 
den. Noch am 3. Dezember 1768 hatte Friedrich seinem Bruder Heinrich 
seine Entschlossenheit bekundet, sich nicht in den Krieg einzumischen, da er 
Preußen nichts angehe und seine Frucht einem anderen zuteil würde. 1769 
begann aber der Plan einer polnischen Teilung bei ihm zu reifen, und den 
Anstoß zu ihrer Durchführung gab Österreich, das im Sommer 1769 die seit 
1412 von Ungarn an Polen verpfändeten 13 Städte der Zips besetzte, die von 
den Konföderierten unsicher gemacht wurden, und König Stanislaw hatte 
selbst um die vorübergehende Besetzung nachgesucht. Im Sommer 1770 be- 
setzte es noch zusätzlich trotz polnischen Protestes Teile des Karpathen- 
vorlandes mit Sandez, Neumarkt und Czorsztyn, und obwohl Maria There- 
sia sich selbst gegen einen unrechtmäßigen Erwerb aussprach, proklamierte 
sie im Dezember 1770 die Wiedereingliederung der Zipser Städte. Jetzt 
ging die Initiative an Preußen über. Friedrich wollte die Gefahr einer Er- 
oberung der türkischen Donauländer durch Rußland abwehren, und dies 
war nur durch eine Verbindung zwischen Österreich und Preußen möglich. 
Als Katharina dem Prinzen Heinrich, der sich auf ihren Wunsc in Peters- 
burg befand, scherzhaft die Frage eines preußischen Gebietserwerbs in 
Polen aufgeworfen hatte, kam es zu Verhandlungen, die schließlih zum 
Teilungsvertrag vom 5. August 1772 zwischen Rußland, Österreich und 
Preußen führten. Durch die Teilung verlor Polen fast 30 %/o seines Gebietes 
mit rd. 35°%/0 seiner Einwohner. Preußen erwarb mit Ermland und Westpreu- 
ßen (ohne Danzig und Thorn), wozu im Frühjahr 1774 noch der Netzedistrikt 
kam, rd. 34745 qkm mit rd. 416000 Einwohnern, Österreich 70480 qkm 
mit rd. 2,7 Mill. Einwohnern, Rußland rd. 108750 qkm mit rd. 1,8 Mill. 
Einwohnern. Preußen erwarb damit die Landbrücke zwischen Pommern und 
Ostpreußen, die Friedrich den Großen zu seinen Überlegungen um eine 
polnische Teilung geführt hatte; ein Gebiet, das das polnisch-litauische 
Jagellonenreich vom Deutschen Orden erobert hatte und mit dessen Rechts- 
nachfolge Preußen jetzt seine Ansprüche begründete. 


Die 1. polnische Teilung 


Was die Haltung der übrigen Großmächte betrifft, so seien folgende Stel- 
lungnahmen zitiert: Der damalige Oberst und spätere Revolutionsgeneral 
Dumouriez, den Frankreich den Konföderierten zur Verfügung gestellt hatte, 
schreibt in seinen Erinnerungen u.a.: „Sie fochten für ihre Verfassung, für 
ihre Freiheit: Sie hätten damit anfangen sollen, sie zu zerstören. Die pol- 
nische Verfassung ist eine reine Aristokratie, in welcher die Adligen aber 
kein Volk zu regieren haben; denn diesen Namen kann man 7 oder 8 Millio- 
nen dem Boden anklebenden Leibeigenen ... unmöglich beilegen. Der gesell- 
schaftliche Körper der Polen ist eine Mißgeburt, die lauter Köpfe und Ma- 
gen, aber keine Arme und Beine hat ...” In Großbritannien begründete auf 
einen polnischen Hilferuf der Earl of Rochford die Haltung seiner Regie- 
rung mit den Worten: „Was das außergewöhnliche und unerwartete Er- 
eignis einer Teilung Polens durch drei Mächte betrifft, ... so habe ich Ihnen 
mitzuteilen, daß ... weder seine Majestät noch die anderen Handel trei- 
benden Mächte geglaubt haben, daß sie von solcher augenblicklicher Be- 
deutung sei, daß man sich ihr direkt widersetzen oder in Aktion treten 
müsse, um sie zu verhindern.“ 


Die neuen preußischen Gebiete empfanden ihre staatliche Veränderung als 


einen Segen. Dieser westliche Teil des Deutschordenslandes, der sich 1466 
vom Orden losgesagt und unter Zubilligung weitgehender Autonomie der 
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polnischen Krone unterstellt hatte, hatte überwiegend seinen deutschen 
Charakter bewahrt. Dazu war 1569 durch einen Gewaltakt die feierlich ver- 
einbarte Personalunion in eine Realunion umgewandelt worden. Weit wich- 
tiger aber war für die Bevölkerung, daß Preußen sofort daran ging, die 
neuerworbenen Gebiete aus ihrer unbeschreiblichen Verwahrlosung zu be- 
freien, von der die Bromberger Regierung 1773 über den Netzedistrikt 
berichtete: „Das Land ist wüst und leer, die Viehracen sind schlecht und 
entartet, das Ackergerät höchst unvollkommen, bis auf die Pflugschaar ohne 
alles Eisen, die Äcker ausgesogen, voller Unkraut und Steine, die Wiesen 
versumpft, die Wälder, nur um das Holz zu verkaufen, unordentlich aus- 
gehauen und gelichtet ... Die meisten der vorhandenen Wohnungen schei- 
nen kaum geeignet, menschlichen Wesen zum Aufenthalt zu dienen ... Durch 
unaufhörliche Kriege und Fehden der vergangenen Jahrhunderte, ... durch 
die mangelhafteste Verwaltung ist das Land entvölkert und entsittlicht. Die 
Justizpflege liegt ebenso im argen wie die Verwaltung. ... Der Bauernstand 
ist ganz verkommen. Ein Bürgerstand existiert garnicht.“ Um dem abzu- 
helfen, gab es nur ein Mittel: die umfassende Ansiedlung deutscher Ar- 
beitskräfte. Nach den ewigen Bürgerkriegsunruhen kehrte Ruhe und Ord- 
nung ein. Das preußische Patent vom 13. 9. 1772 und der Abtretungsver- 
trag zwischen Preußen und Polen vom 18. 9. 1773 sicherte den Schutz der 
römisch-katholischen Religion zu und berücksichtigte den polnischen Wunsch 
auf Schutz der katholischen Kirchen in geistlicher und weltlicher Hinsicht. Die 
westpreußischen Protestanten aber erhielten die langersehnte Gleichberech- 
tigung, und der Staat garantierte jedem vollkommene Gewissensfreiheit. 
Die bisherige polnische Gerichtsbarkeit, die, wie es damalige polnische 
Schriftsteller selbst beklagten, aller rechtschaffenen, unparteiischen Rechts- 
pflege widersprach, wurde aufgelöst, und Recht und Gerechtigkeit ohne An- 
sehen der Person und des religiösen Bekenntnisses, die im damaligen Po- 
len seit langem unbekannte Begriffe waren, schufen ein neues Gefühl der 
Rechtssicherheit. Da es auf dem Lande keine Schulen gab, wurde das Land- 
schulwesen entwickelt, und da der preußische König auf seinen Ämtern die 
Leibeigenschaft aufgehoben hatte, sollten auch die Adligen dazu gebracht 
werden. Die Wirtschaft wurde nach preußischen Gesichtspunkten rationali- 
siert und blühte auf, und der Unterschied zwischen der neuen Ordnung und 
den Zeiten der von Rechtsunsicherheit erfüllten „goldenen Freiheit” ließ 
keinen Wunsch mehr auf Rückkehr unter die alte Ordnung aufkommen. 


Die 2. polnische Teilung 


Der russisch-türkische Krieg (1787—1792) sah Österreich als Verbündeten 
Rußlands, Preußen als den der Türkei, und damit das Ende der Zusam- 
menarbeit der Teilungsmächte, womit die polnische Politik mehr Bewe- 
gungsfreiheit zu erhalten schien. Die polnischen „Patrioten” hofften nun auf 
preußische Unterstützung, und es kam zum preußisch-polnischen Bündnis zu 
Warschau vom 29. 3. 1790, worin sich beide Staaten zu gegenseitiger 
Freundschaft, Garantie ihrer Besitzungen und zunächst zu friedlicher Ver- 
mittlung, dann zu bewaffneter Hilfe gegen jede fremde Macht verpflich- 
teten. Die Frage der von Preußen begehrten Städte Danzig und Thorn 
wurde offengelassen. Doch die Entwicklung drängte gerade auf den Erwerb 
der beiden zum deutschen Siedlungsgebiet gehörenden Städte durch Preu- 
ßen hin. Das Problem des Ostseezugangs mit seinen zollpolitischen Fragen 
führte zu dauernden pfeußisch-polnischen Ärgernissen, und am 3. 5. 1791 
beschlossen die Polen eine neue Verfassung auf konstitutioneller Basis, 
die auch das liberum veto und die Konföderationen aufhob, und legten 
durch Reichstagsbeschluß die absolute Integrität des Staatsgebietes fest, wo- 
mit Preußen die Aussicht auf Danzig und Thorn versperrt wurde. Ihre 
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Stimmung gegen Preußen war gereizt, da man den Verdacht neuer Tei- 
lungspläne hegte, und umgekehrt schien ein neues polnisches Erbreich, 
selbständig oder unter russischem Einfluß, für Preußen eine gleich bedenk- 
liche Nachbarschaft. Kaiserin Katharina hingegen erkannte die neue pol- 
nische Verfassung nicht an, und sie fand polnische Magnaten, die unter 
ihrem Schutz am 14. Mai 1792 die Konföderation von Targowicz gründeten, 
welche ein Manifest gegen die neue Verfassung erließ, während am 25. Mai 
der preußische Gesandte die polnischen „Patrioten“ wissen ließ, daß mit 
preußischer Unterstützung nicht zu rechnen sei. Bald hatten russische Trup- 
pen die alte Ordnung wiederhergestellt, und König Stanislaw trat selbst 
der Konföderation bei. 


In Preußen sah man die Gefahr, die im Kampf gegen die französische Revo- 
lution lag, und man deutete das Drängen Rußlands zu dieser Einmischung 
als einen Schachzug, seine beiden Nachbarn in einen entlegenen Krieg zu 
verwickeln, um so den eigenen Plänen in Polen nachgehen zu können, Daher 
bemühte es sich um ein neues Zusammengehen mit Osterreich, um dem 
russischen Vordringen eine Grenze zu setzen, fand in Wien aber kein 
Gehör. Da man aber in Berlin das Risiko eines Krieges gegen Rußland zu 
hoch einschätzte, ging man auf ein Anerbieten Katharinas ein, die die beiden 
Staaten geschickt gegeneinander auszuspielen wußte, und im preußisch 
russischen Teilungsvertrag von Petersburg am 23. 1. 1793 erhielt Preußen 
Danzig, Thorn, Kujavien, „Großpolen“ mit Posen, Gnesen, Kalisch und 
Petrikau und „Südpreußen“ (einen Teil Masowiens mit Plock), rd. 58 000 
qkm mit 1,1 Mill. Einwohnern. An Rußland fiel der östliche Teil Podoliens 
und Wolhyniens, der Rest der Ukraine und Weißrußland mit rd. 250 000 
akm und rd. 3 Mill. Einwohnern. 


Die 3. polnische Teilung 


In Polen war die Erbitterung gegen Preußen viel größer als gegen Rußland, 
und die Russen verstanden, diese polnische Einstellung zu nähren. Die 
Politik Osterreichs war undurchsichtig, so daß Preußen umso mehr auf den 
quten Willen Rußlands angewiesen war. Das polnische Restgebiet war kein 
lebensfähiges Staatsgebilde mehr, und am 24, März 1794 unternahm das 
Polentum einen verzweifelten Versuch, sich von fremder Bevormundung zu 
befreien. Die Krakauer Volkserhebung unter dem Nationalhelden Kosciusko 
vertrieb die Russen aus Warschau, und dieser übernahm die Regierungs- 
gewalt. Wieder jedoch waren die Polen in Parteien gespalten und zer- 
fleischten sich selbst, und als der russische Feldherr Suworow bei Macie- 
jowice südöstlich Warschau Kosciusko am 10. Oktober vernichtend schlug, 
brach der Widerstand zusammen. Nachdem Preußen seine Heere aus Frank- 
reich zurückgezogen hatte, war das Verhältnis zu Osterreich noch mehr ab- 
gekühlt, Rußland und Österreich verständigten sich, und im russisch-öster- 
reichischen Teilungsvertrag vom 3. 1. 1795 fielen an Rußland Kurland, ganz 
Litauen mit Wilna und Grodno, das Land um Brest-Litowsk, der Rest Wol- 
hyniens bis an den Bug, etwa 111780 qkm mit rd. 1,1 Mill. Einwohnern, 
an Osterreih von „Kleinpolen“ die Gebiete um Lublin und zwischen Pi- 
lica und Bug mit Krakau und Radom („Westgalizien”), etwa 45922 qkm 
mit rd. 1 Mill. Einwohnern. Dem Teilungsvertrag folgte am gleichen Tage 
eine geheime Deklaration, ein Schutz- und Trutzbündnis, das auf weitere 
Eroberungen und Vergrößerungen gerichtet war und sich auch gegen Preu- 
Ben richtete. Dem isolierten Preußen wurde im Teilungsabkommen der Rest 
zugesprochen für den Fall, daß es ihm beitrat, was es am 24. Oktober auch 
tat: der Rest Masowiens und Teile Podlachiens mit Warschau, die Gebiete 
von Bialystok und Suwalki („Neu-Ostpreußen“) und „Neuschlesien”, etwa 
54 898 qkm mit rd. 1 Mill, Einwohnern. 
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Für Preußen waren die beiden letzten Erwerbungen, wenn man von den 
mehrheitlich deutsch besiedelten Gebieten absieht, eine schwere innen- und 
außenpolitische Belastung. Wohl taten König, Regierung und die Verwal- 
tungsleiter in den Neuerwerbungen alles und mit Erfolg, um ebenso wie 
in Westpreußen die Gebiete auf einen modernen wirtschaftlichen und kul- 
turellen Stand zu bringen und das Wohl der Einwohner zu fördern. Aber bei 
dem riesigen Zuwacs an fremdem Volkstum, dessen geistige Kräfte nach 
wie vor im Polentum verankert waren, konnten Rückschläge nicht ausblei- 
ben, und eine Landesverteidigung war durch die weitaus größere unge- 
schützte Verteidigungslinie unmöglich. Schon damals zeigte sich der unge- 
mein große Einfluß der römischen Geistlichkeit als ein potentielles Gefah- 
renelement, das sich später im Nationalitätenkampf in der Provinz Posen 
als das größte polnische Aktivum erwies. Es war Preußens Schicksal, daß es 
gezwungen war, zu der russischen Expansionspolitik in dem der inneren 
Auflösung verfallenen Polen Stellung zu nehmen und den russischen Vor- 
marsch aufzuhalten, und die Verhaltensweisen aller Staaten einschließlich 
Polens bis in die jüngsten Zeiten beweisen, daß Preußen keinesfalls etwas 
anderes tat, als jeder andere Staat. Polen ging aber primär nicht durch 
äußere Einwirkungen unter, sondern es ging an sich selbst, an der Krank- 
heit allzu großer Freiheit, oder, wie man es damals lateinisch ausdrückte, an 
der morbus nimiae libertatis zugrunde. Seine zusammenhaltenden Kräfte 
waren schwächer als die auflösenden, und wenn Preußen auch nach einer 
Verbindung Ostpreußens mit seinem Hauptgebiet strebte, so war es doch 
im übrigen der durch die Entwicklung im polnischen Raum Getriebene, kei- 
nesfalls der Treibende, und Preußen konnte froh sein, daß es nach 12 Jah- 
ren dieser Last wieder enthoben wurde. In dem Brief des französischen 
Gesandten in Berlin, Caillard, vom 9. Dezember 1796 heißt es hierzu: „Es 
gibt in Berlin keinen vernünftigen Menschen, der nicht zugestände, daß die 
letzte Teilung Polens eine unheilvolle Operation gewesen ist, und man er- 
innert sich mit Bitterkeit der bekannten Maxime des großen Friedrich, daß 
die Existenz irgendeines Polens für Preußens Ruhe notwendig sei. Ich habe 
aus den Augen des ehrwürdigen Moellendorff Tränen quellen sehen, sooft 
er mit mir über diesen Gegenstand gesprochen hat. Herr Bischoffwerder, 
Herr Haugwitz und ich glaube der König selbst gestehen ein, daß die Lage 
Preußens durch diese unglücklichen Erwerbungen sehr viel kritischer gewor- 
den ist. Prinz Heinrich, sein Bruder Prinz Ferdinand, alle jungen Prinzen 
verdammen offen diese Operation, und man kann sagen, daß die ganze 
Nation nur eine Meinung in dieser Beziehung hat.“ 


Die 4. Teilung 


Wie dachte man nun im damaligen Frankreich über Polen? Man braucht 
nicht Voltaire zum Maßstab nehmen, der an Friedrich den Großen schrieb: 
„Man behauptet, daß Sie, Majestät, die Teilung Polens erdacht haben; und 
ich glaube es, weil darin Genialität liegt.“ Diderot hingegen faßt mit we- 
nigen Worten in seiner „Encyclopedie“ von 1765 prägnant die allgemeine 
Meinung zusammen: „Das Übermaß an Sklaverei und an Freiheit scheinen 
miteinander im Wettstreit zu liegen, wer Polen zerstören wird.“ Die fran- 
zösische Revolution lehnte die Unterstützung Polens als eines Feudalstaates 
der Magnaten ab, und der Leitgedanke der napoleonischen Polenpolitik 
war, Preußen von Rußland zu trennen. Im Frieden von Tilsit (7. 7. 1807) 
schuf er aus den mittleren Provinzen des preußischen Polen einen neuen 
polnischen Staat. Sein Bemühen, Rußland zu versöhnen, hinderte ihn daran, 
ein lebensfähiges Staatsgebilde zu schaffen, und auch der Name „Polen“ 
wurde vermieden. Das Herzogtum Warschau, wie es genannt wurde, ent- 
stand aus den Gebieten, die Preußen in der 2. und 3. Teilung erhalten 
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hatte, und dem von Preußen in der 1. Teilung erworbenen Netzedistrikt. 
Den Bezirk Bialystok erhielt Rußland, Danzig wurde eine freie Stadt. 1809 
wurde das Herzogtum noch um das von Österreich in der 3. Teilung erwor- 
bene Gebiet vergrößert. Herzog von Warschau wurde nominell Napoleons 
Verbündeter, König Friedrich August von Sachsen, doch herrschte in Wirk- 
lichkeit Marschall Davoüt, der Vertrauensmann Napoleons, für den Polen 
nichts als eine Karte war, die man nach den Umständen geben oder wieder- 
aufnehmen kann. So kam es auch am 4. Januar 1810 zu seiner Äußerung: 
„Polen wird niemals wiederhergestellt werden”, und am 28. Januar 1813 in 
einer Unterhaltung mit dem preußischen Gesandten Krusemarck: „Was das 
Herzogtum Warschau betrifft, so kann es mir gleich sein, ob es seine gegen- 
wärtige Form bewahrt, ob es an Österreich oder an Preußen fällt; aber an 
Rußland niemals!" 


Der Wiener Kongreß — die 5. polnische Teilung 


Nach dem Rückzug des napoleonischen Heeres aus Rußland hätte das Her- 
zogtum Warschau tatsächlich aufgehört zu bestehen. Es wurde von den 
Russen beherrscht, deren Zar, Alexander I. zum Schiedsrichter des Wiener 
Kongresses wurde, welcher der Neuordnung der europäischen Verhältnisse 
dienen sollte, und auf dem sämtliche europäische Staaten einschließlich 
des Vatikans vertreten waren. Die Polen vertrat Fürst Adam Czartoryski, 
der sich beim Zaren vergeblich bemühte, von ihm Sicherheiten für die Zu- 
kunft Polens zu erlangen. Die polnischen Geschicke wurden in erster Linie 
durch die Gegensätze zwischen Österreich, Preußen und Rußland entschie- 
den, die sich dadurch verschärften, daß Österreich mit England und Frank- 
reich zusammenarbeitete, was wiederum eine Annäherung zwischen Preu- 
ßen und Rußland zur Folge hatte. Die polnische Frage wurde zum delikate- 
sten Verhandlungsgegenstand des Friedenskongresses, wobei das im Besitze 
des Herzogtums Warschau befindliche Rußland das Schicksal Polens wei- 
testgehend in seiner Hand hatte. Aber selbst Lord Castlereagh, der Außen- 
minister Englands, das der Wiederherstellung eines unabhängigen Polens 
zuneigte, fragte sich, ob die wiedervereinigten Polen in Freundschaft zu- 
sammenleben und sich wie ein vernünftiges Volk verhalten würden, das 
der ihm übertragenen Freiheiten würdig wäre. Andererseits sah er voraus, 
daß eine neue Teilung in den polnischen Gebieten zu einer politischen Gä- 
rung führen müsse, die nur in einer Lostrennung enden könne. 


Für Preußen war die Verhandlungsgrundlage die Warthe-Linie, die die 
meist deutsch besiedelten Gebiete einbezog, wogegen im Laufe der ver- 
wickelten Verhandlungen Lord Castlereagh Preußen wieder fast den ganzen 
alten Besitz aufbürden wollte und auch Metternich die Rückkehr Preußens 
an die Weichsel-Linie anregte. Der preußische König aber lehnte diesen Er- 
werb auf Grund der schlechten Erfahrungen mit den Polen ab und verlangte 
als Entschädigung für die erlittenen Gebietsverluste ganz Sachsen. Alexan- 
der setzte allen englischen Bemühungen um eine propolnische Lösung die 
Gewalt der vollendeten Tatsachen entgegen. Warschau war zum Hauptquar- 
tier der russischen Armee geworden, und Alexander erklärte im Gespräch 
mit dem preußischen Vertreter Hardenberg und Talleyrand, daß er fast das 
ganze Herzogtum Warschau zu behalten beabsichtige. „Eher Krieg, als daß 
ich auf etwas verzichte, was ich besitze.“ (So hier und im folgenden Cam- 
bridge Pol.Hist.) Castlereagh setzte seine Hoffnungen auf ein Zusammen- 
gehen mit Preußen und Österreich, die die Anerkennung Polens als russi- 
sches Territorium gemeinsam verweigern sollten. Dies hing aber davon ab, 
daß Österreich der Überlassung Sachsens an Preußen zustimmte, was 
schließlich geschah. Im Falle einer Weigerung des Zaren sollte die An- 
gelegenheit als „alarmierender Vertragsbruch“ vor den Kongreß kommen, 
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ein Bruch je, RE die es in den Verträgen von Kalisch und 
Reichenbach gegenüber Preußen bzw. Österreich eingegangen war und die 
die Auflösung des Herzogtums Warschau betrafen. Der britische Plan zer- 
schlug sich jedoch, zumal es dem Zaren gelungen war, Friedrich Wilhelm 
auf seine Seite zu bringen, und die Verhandlungen verwickelten sich immer 
mehr in dem Maße, in dem sich das Metternichsche Intrigantentum insbeson- 
dere gegen Preußen entfaltete und Talleyrand, der ursprünglich zu den Ver- 
handlungen gar nicht zugelassen war, in Wien diplomatischen Einfluß ge- 
wann. So bildete sich allmählich eine Front zwischen Preußen und Rußland 
auf der einen, Österreich, England und Frankreich auf der anderen Seite, 
und es kam zu der Erklärung Alexanders: „Ich gebe Preußen das, was ich 
muß, aber Österreich werde ich kein Dorf geben ... Ich habe das Herzog- 
tum erobert und ich habe 480 000 Menschen, um es zu behaupten.” Als Met- 
ternich nochn den Eintritt Talleyrands und König Friedrich Augusts von 
Sachsen in das Komitee der vier verbündeten Großmächte beantragte, in 
dem u.a. auch über die sächsische Frage verhandelt wurde, traten Ruß- 
land und Preußen dem scharf entgegen, und es fielen ernste Drohungen, 
worauf auf Anregung Talleyrands Großbritannien, Österreich und Frank- 
reich am 3. Januar 1815 ein geheimes Kriegsbündnis gegen Preußen und 
Rußland schlossen, und schon begann Talleyrand frohlockend, für das Früh- 
jahr einen gemeinsamen Feldzugsplan vorzubereiten. 


Doch schon am 9. Januar gingen auf britisches Drängen Österreich und 
England zur versöhnenden Schritten über, und nachdem Rußland und Preu- 
ßen dem Eintritt Talleyrands in das Komitee zugestimmt hatten, richtete 
Castlereagh am 11. Januar 1815 als neuen Gedanken in der polnischen 
Frage den Appell an die drei Monarchen, in ihren zukünftigen polnischen 
Gebieten „die Polen als Polen” zu behandeln. Die drei Staaten griffen den 
Gedanken auf, und Hardenberg erwiderte in einer Note vom 30. Januar, 
daß Preußen bereit sei, dem Posener Lande eine den Gewohnheiten und 
dem Geiste der Einwohner entsprechende Verwaltung zu geben und das 
nationale Dasein der Völker nicht anzutasten. Weder der Vertrag der drei 
Teilungsmächte noch die Wiener Schlußakte vom 9. Juni 1815, die von den 
fünf Großmächten, Portugal und Schweden unterzeichnet wurde, enthalten ein 
Wort zur politischen Selbständigkeit der Polen. Preußen erhielt zu der Erwer- 
bung aus der i. Teilung den Netzedistrikt und Kulm, Thorn und Danzig 
sowie einen Teil „Großpolens“ bis zur Prosna, der zum Großherzogtum 
und der späteren Provinz Polen wurde (8°/o). Osterreich behielt Galizien 
(den Erwerb von 1772 mit kleinen Veränderungen) (10%). Rußland fiel 
der größte Teil des Herzogtums Warschau zu (82 %0). Er wurde in ein König- 
reich Polen umgewandelt, das auf ewige Zeiten durch seine Verfassung mit 
Rußland verbunden sein sollte. Von Polen blieb eine „freie und unabhän- 
gige Republik Krakau” unter gemeinsamem Schutz Österreichs, Rußlands 
und Preußens (rd. 6000 qkm und 0,3 Mill. Einwohner), die von vornherein 
unter österreichischem Einfluß stand, bis sie 1846 nach einem Aufstand von 
Osterreich annektiert wurde. 


Vor dem britischen Unterhaus erklärte Castlereagh am 20. 3. 1815 u.a.: 
„Das Haus muß sich dessen bewußt sein, daß solch ein Plan fein unabhän- 
giges Polen] nicht ohne die vollständige und allgemeine Übereinstimmung 
aller interessierten Parteien in Kraft treten kann.“ Damit drückte er aus, 
was heute von tagespolitischer Bedeutung ist, daß nämlich die polnische 
Frage damals eine internationale Frage war, deren Lösung im Wiener 
Kongreß zum geringsten Teil von Preußen entschieden wurde, und daß Än- 
derungen des 1815 in Wien geschaffenen polnischen Status auch nur inter- 
national entschieden werden konnten. Es ist jene von dem internationalen 
Wiener Kongreß 1815 entschiedene polnische Teilung — dies wird zum 
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deutschen Nachteil gern übergangen —, die ER bis 1916 maß- 
gebend war, als Deutschland und Österreich Polen die Unabhängigkeit 
grundsätzlich zugestanden. 


An Hand der geschichtlichen Tatsachen erweist sich, daß 1. Polen in erster 
Linie an sich selbst zugrundeging; 2. daß von den äußeren Faktoren, die 
bei den Teilungen mitwirkten, Preußen nur einer von mehreren und kei- 
neswegs der wichtigste war. Es besteht allgemeine Übereinstimmung dar- 
über, daß die polnischen Teilungen Unrecht waren. Wieso kann dann aber 
eine Teilung Deutschlands Recht sein, wo doch das Annexionsverbot in- 
zwischen völkerrechtlich verankert wurde? Diese Frage ist denen im Ausland 
und im Inland zu stellen, die heute eine deutsche Teilung — und damit die 
Auflösung des Deutschen Reiches — als eine vollendete Tatsache anerken- 
nen oder sie auch nur hinnehmen. Die Polen haben die Teilung ihres Rei- 
ches, auch ohne sich auf Völkerrecht stützen zu können, nie anerkannt. Auch 
an Hand der polnischen Teilungen ist ersichtlich, von welchem gegenwarts- 
politischen Wert die Geschichte sein kann. J. 
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